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ÖFFENTLICHE AUSSCHREIBUNG 

des Wirtschaftsbetriebs Hagen (WBH) –Anstalt des öffentlichen 
Rechts der Stadt Hagen 

 

Kanalbau Berchumer Straße 1.BA 
 

Die Hauptpositionen umfassen etwa folgende Leistungen: 
Los 1 Kanalbau 
Aushub:            ca. 5250 cbm 
Verbau:  ca. 5150 qm 
PE-Rohre:  340 m  DN 800 mm 
  158 m  DN 1000 mm  
Schächte:  6 Tangentialschächte PE 
                          1 St. Sonderbauwerke  Sb  
Straßenbau:  ca.  2100 qm Asphaltbeton 
 

Los 2  Ausbau Haldener Bach  
Ausbau offenes Profil:     ca. 50 m 
Rohre:                             3 m DN 1000 mm Sb 
                                       6 m 1500/1600 mm  U-Profil Sb 
2 Einlaufbauwerke  
 

An den Gesamtmindestbietenden  
 

Die Kanalbauarbeiten sind voraussichtlich in der Zeit von März 2020 bis  
November 2020 auszuführen. 
 

Die Zuschlags- und Bindefrist läuft am 11.01.2020 ab. 
 

Die Arbeiten werden nur an Bewerber vergeben, die die erforderliche 
Fachkunde, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit nachweisen können. 
Der Nachweis wird vor einer evtl. Auftragserteilung gefordert. 
Eignungsnachweis Güteschutz Kanalbau AK 1. 
Erklärungen nach der RVO zum Tariftreue- und Vergabegesetz NRW 
sind erforderlich. 
 

Als Sicherheit für die Gewährleistung werden 3% der Abrechnungs-
summe einbehalten. Der Auftragnehmer kann stattdessen eine 
Bürgschaft eines in der Bundesrepublik Deutschland zugelassenen 
Kreditinstitutes oder Kreditversicherers stellen. 
 

Die Ausschreibungsunterlagen können vom Vergabemarktplatz der 
Metropole Ruhr unter 
http://www.vergabe.metropoleruhr.de  
heruntergeladen werden. 
 

Die Angebote müssen bis zum Eröffnungstermin elektronisch  
eingehen. 
Eröffnungstermin: 
 

Donnerstag, 12.12.2019,  10:30 Uhr 
(Rathaus 11, 58095 Hagen, Vergabestelle Bauprojekt, Zimmer B. 433) 

 

Zahlungen erfolgen nach § 16 der Allgemeinen Vertragsbedingungen 
für die Ausführung von Bauleistungen (VOB/B) und den 
Vertragsbedingungen des Wirtschaftsbetriebs Hagen. 
 

Hagen, 10.10.2019                          Vorstand 
 

 
ÖFFENTLICHE  BEKANNTMACHUNG 

der Stadt Hagen 
 

Verschiebung der Abfuhr von Restmüll, Altpapier und Wertstoffen   
 

Wegen des Feiertages am 1. November 2019 (Allerheiligen) 
verschieben sich die Restmüllabfuhr und die Leerung der Altpapier- und 
Wertstofftonnen  
 

von Freitag, 01. November  auf Samstag, 02. November 
 

Hagen, 28.10.2019            Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
 
 

 
ÖFFENTLICHE  BEKANNTMACHUNG 

der Stadt Hagen 
 

Hinweisbekanntmachung nach § 16 des Gesetzes zur 
Verbesserung der Korruptionsbekämpfung und zur Errichtung und 
Führung eines Vergaberegisters in Nordrhein-Westfalen 
(Korruptionsbekämpfungsgesetz – KorruptionsbG) vom 16. 

Dezember 2004 (GV. NRW. 2005 S. 8), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 22.03.2018 (GV. NRW. S. 172) 
 

Die mir gemäß § 16 KorruptionsbG von den Mitgliedern des Rates, der 
Bezirksvertretungen und der Ausschüsse schriftlich erteilten Auskünfte 
liegen vom  
 

04.11.2019 – 25.11.2019 
 

bei der Stadtverwaltung Hagen, Stadtkanzlei, Rathaus an der Volme, 
Rathausstraße 13, 58095 Hagen, 3. Etage, Zimmer A. 301 (Mo.-Do. 
8:30-17:00 Uhr und Fr. 8:30-12:30 Uhr) zu jedermanns Einsichtnahme 
aus. 
 

Hagen, 28.10.2019                  Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
 

 
BEKANNTMACHUNG 

des Wirtschaftsbetriebs Hagen (WBH) –Anstalt des öffentlichen 
Rechts der Stadt Hagen 

 

Jahresabschluss der Anstalt des öffentlichen Rechts 
Wirtschaftsbetrieb Hagen (WBH) 

Der Rat der Stadt Hagen hat in seiner Sitzung vom 11.07.2019 den 
Jahresabschluss des Wirtschaftsbetriebes Hagen WBH für das 
Geschäftsjahr 2018 mit einer Bilanzsumme von  391.102.760,68 € und 
einem Jahresüberschuss in Höhe von 7.832.981,85 € festgestellt.  
Der Gewinn des Jahres 2018 in Höhe von 7.005.862,50 € wird wie folgt 
verwendet:  
a.) ein Teilbetrag in Höhe von 3.571.996,69 € wird an die Stadt Hagen 

ausgeschüttet, 
b.) ein Teilbetrag in Höhe von 3.433.865,81 € wird der allgemeinen 

Rücklage zugeführt. Hiervon wird   
- ein Teilbetrag in Höhe von 3.000.000,00 € der HEG als 
Kapitalrücklage zum Erwerb weiterer Problemimmobilien zugeführt.  

Der Restbetrag in Höhe von 433.865,81 € verbleibt in der allgemeinen 
Rücklage.  
 

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses zum 31.12.2018 des 
Wirtschaftsbetriebes Hagen AöR (WBH) beauftragte Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft Dr. Heilmaier & Partner GmbH in Krefeld hat am 
14. Mai 2019 einen uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt.  
 

Wiedergabe des Bestätigungsvermerks 
Nach dem Ergebnis unserer Prüfung erteilen wir für den 
Jahresabschluss des Anstalt öffentlichen Rechts Wirtschaftsbetrieb 
Hagen AöR, Hagen, zum 31. Dezember 2018 und den Lagebericht für 
das Wirtschaftsjahr 2018 den folgenden uneingeschränkten 
Bestätigungsvermerk 
 

Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers 
An die Anstalt öffentlichen Rechts Wirtschaftsbetrieb Hagen AöR, 
Hagen 
 

VERMERK ÜBER DIE PRÜFUNG DES JAHRESABSCHLUSSES 
UND DES LAGEBERICHTS 

 

Prüfungsurteile 
Wir haben den Jahresabschluss der Anstalt des öffentlichen Rechts 
Wirtschaftsbetrieb Hagen AöR– bestehend aus Bilanz zum 31. 
Dezember 2018 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das 
Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2018 sowie An-hang – 
einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und 
Bewertungsmethoden - geprüft. Darüber hinaus haben wir den 
Lagebericht der Anstalt des öffentlichen Rechts Wirtschaftsbetrieb 
Hagen AöR für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 
2018 geprüft. 
 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen 
Erkenntnisse entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen 
wesentlichen Belangen den deutschen, für Kapitalgesellschaften 
geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden 
Vorschriften der KUV NRW und den ergänzenden Bestimmungen der 
Anstaltssatzung und vermittelt unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der 
Anstalt zum 31. Dezember 2018 sowie der Ertragslage für das 
Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2018 und 
vermittelt der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 
der Anstalt. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in 
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Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen 
gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung dar.  
 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu 
keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 
 

Grundlage für die Prüfungsurteile 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts nach § 114a GO NRW in Übereinstimmung mit § 317 
HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 
festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-
schlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen 
Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt "Verantwortung des 
Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts" unseres Bestätigungsvermerks weitergehend 
beschrieben. Wir sind von dem Betrieb unabhängig in Übereinstimmung 
mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen 
Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in 
Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der 
Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise 
ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere 
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen.  
 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahresabschluss 
und den Lagebericht  
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des 
Jahresabschlusses, der den deutschen, für Kapitalgesellschaften 
geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden 
Vorschriften der KUV NRW und den ergänzenden Bestimmungen der 
Anstaltssatzung in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, 
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 
Anstalt vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich 
für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den 
deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig 
bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu 
ermöglichen, der frei von wesentlichen - beabsichtigten oder 
unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist.  
 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen 
Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit der Anstalt zur Fortführung 
der Betriebstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die 
Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber 
hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des 
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmens-
tätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche 
Gegebenheiten entgegenstehen.  
 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die 
Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von 
der Lage der Anstalt vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit 
dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter 
verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die 
sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines 
Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen 
gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende 
geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu 
können.  
 

Der Verwaltungsrat ist verantwortlich für die Überwachung des 
Rechnungslegungsprozesses der Anstalt zur Aufstellung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts. 
 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts  
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob 
der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentlichen - beabsichtigten 
oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist, und ob der 
Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Anstalt 
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresab-
schluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in 

Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und 
die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 
darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere 
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.  
 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine 
Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets 
aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder 
Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn 
vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder 
insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und 
Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von 
Adressaten beeinflussen.  
 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und 
bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber hinaus  
• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher - 

beabsichtigter oder unbeabsichtigter - falscher Darstellungen im 
Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und führen 
Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie 
erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um 
als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass 
wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei 
Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches 
Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, 
irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner 
Kontrollen beinhalten können.  

• gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des 
Jahresabschlusses relevanten internen Kontrollsystem und den für 
die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und 
Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den 
gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, 
ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme des Betriebes 
abzugeben.  

• beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen 
Vertretern angewandten Rechnungslegungsmethoden sowie die 
Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern dargestellten 
geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben.  

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den 
gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes 
der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage 
der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit 
im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die 
bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit des Betriebes zur Fortführung 
der Betriebstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss 
kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir 
verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben 
im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen 
oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges 
Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen 
auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks 
erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder 
Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die Anstalt ihre 
Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann.  

• beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des 
Jahresabschlusses einschließlich der Angaben sowie ob der 
Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und 
Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage des Betriebes vermittelt.  

• beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem 
Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung und das von ihm 
vermittelte Bild von der Lage des Unternehmens.  

• führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen 
Vertretern dargestellten zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht 
durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise 
vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten 
Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten 
bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte 
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Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. 
Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten 
Angaben sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir 
nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass 
künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben 
abweichen.  

 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter 
anderem den geplanten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie 
bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger Mängel im 
internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen.“ 
 

Krefeld, den 14. Mai 2019            Dr. Heilmaier & Partner GmbH 
                                                  Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
                                                  Steuerberatungsgesellschaft 
                                                                Kempkens 
                                                           Wirtschaftsprüfer 
 

Die Feststellung des Jahresabschlusses, die Verwendung des 
Ergebnisses sowie das Ergebnis des Jahresabschlusses und des 
Lageberichtes werden hiermit öffentlich bekanntgemacht. Der 
Jahresabschluss und der Lagebericht liegen bei dem Wirtschaftsbe-
trieb Hagen WBH, Dienstgebäude Eilper Str. 132-136, 58091 Hagen, 
Gebäude A, 3. Etage, Zimmer 12, während der Öffnungszeiten zur 
Einsichtnahme aus. 
 

Hagen, den 28.10.2019                Wirtschaftsbetrieb Hagen AöR 
                                                                   Der Vorstand 
                                               Henning Keune      Hans-Joachim Bihs 
 

 
ÖFFENTLICHE  BEKANNTMACHUNG 

der Stadt Hagen 

Ordnungsbehördliche Verordnung der Stadt Hagen über die 
Regelung besonderer Öffnungszeiten für den Stadtteil Hagen – 

Mitte vom  29.10.2019 
Aufgrund des § 6 Abs. 1 und 4 des Gesetzes zu Regelung der 
Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungsgesetz - LÖG NRW) vom 16. 
November 2006 (GV. NRW. S. 516), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 22. März 2018 (GV. NRW. S. 172),  in Verbindung mit § 1 
Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten auf dem Gebiet des 
Arbeits- und technischen Gefahrenschutzes (ZustVO ArbtG)  vom 27. 
November 2012 (GV. NRW. S. 622) zuletzt geändert durch VO vom 05. 
Juli 2016 (GV. NRW. S. 516) und der §§ 1, 27 und 30 des Gesetzes 
über Aufbau und Befugnisse der Ordnungsbehörden 
(Ordnungsbehördengesetz – OBG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 13. Mai 1980 (GV. NRW. S. 528), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 18. Dezember 2018 (GV. 
NRW. S. 741, berichtigt 2019, S. 23), wird von der Stadt Hagen als 
örtliche Ordnungsbehörde gemäß Beschluss des Rates  der Stadt 
Hagen vom 26.09.2019 folgende Ordnungsbehördliche Verordnung 
erlassen: 

§ 1 
(1) Verkaufsstellen im Stadtteil Hagen  - Mitte  dürfen am Sonntag, 

08.12.2019 in der Zeit von 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr geöffnet sein.  
§ 2 

Der Bereich des Stadtteils Hagen - Mitte umfasst folgendes Gebiet: 
Elberfelder Straße  (von Konkordiastraße bis Marienstraße), 
Spinngasse, Goldbergstraße, Marienstraße, Karl - Marx - Straße, 
Kampstraße, Hohenzollern-straße, Mittelstraße, Dahlenkampstraße und 
Friedrich - Ebert - Platz.  

§ 3 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig im Rahmen 

der §§ 1 und 2 Verkaufsstellen außerhalb der dort zugelassenen 
Geschäftszeiten offen hält. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 13 des Ladenöffnungs-
gesetzes mit einer Geldbuße bis zu fünfhundert Euro geahndet 
werden.  

§ 4 
Diese Verordnung tritt eine Woche nach ihrer Verkündung in Kraft.  
 

Bekanntmachungsanordnung:  
Die vorstehende Ordnungsbehördliche Verordnung zur Regelung 
besonderer Öffnungszeiten für den Stadtteil Hagen – Mitte vom 
29.10.2019 wird hiermit gemäß § 7 der Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein Westfalen – GO NRW – in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666/SGV NWR 
2023), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. 
Dezember 2018 (GV NRW S. 759, berichtigt 2019 S. 23), öffentlich 
bekannt gemacht.  
 

Hinweis auf die Rechtsfolge:  
Nach § 7 Abs. 6 GO NRW kann die Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften der Gemeindeordnung beim Zustandekommen dieser 
Ordnungsbehördliche Verordnung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer 
Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b) die Verordnung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 

gemacht worden, 
c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet 

oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher 

gerügt und dabei  
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsachen bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 
 

Hagen, 29.10.2019            Stadt Hagen als Ordnungsbehörde  
                                        Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
 

 
ÖFFENTLICHE AUSSCHREIBUNG 

des Fachbereichs Gebäudewirtschaft der Stadt Hagen 
 

Bodenbelagarbeiten Gesamtschule Eilpe, Wörthstr. 30, 58091 
Hagen 
 

Die Hauptpositionen umfassen etwa folgende Leistungen: 
ca. 1200 m² Untergrund reinigen, grundieren, spachteln und schleifen 
ca. 1200 m² Kautschuk- Bodenbelag 
ca. 650 m Sockelleisten 
ca. 100 m Anschlussfugen/ Schienen/ Profile 
ca. 200 m² Schutzabdeckung 
 

Eine nach Losen getrennte Vergabe bleibt vorbehalten. 
 

Die Arbeiten sind voraussichtlich in der Zeit vom 17.04.2020 bis 
15.05.2020 auszuführen. 
 

Die Zuschlags- und Bindefrist läuft am 18.12.2019 ab. 
 

Die Arbeiten werden nur an Bewerber vergeben, die die erforderliche 
Fachkunde, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit nachweisen können. 
Die Nachweise werden vor einer evtl. Auftragserteilung angefordert. 
Erklärungen nach der RVO zum Tariftreue- und Vergabegesetz NRW 
sind erforderlich. 
Als Sicherheit für Mängelansprüche werden 3% der Abrechnungs-
summe einbehalten. Der Auftragnehmer kann stattdessen eine 
Bürgschaft eines in der Bundesrepublik Deutschland zugelassenen 
Kreditinstituts oder Kreditversicherers stellen. 
 

Die Ausschreibungsunterlagen können vom Vergabemarktplatz der 
Metropole Ruhr unter 
http://www.vergabe.metropoleruhr.de 
heruntergeladen werden. 
 

Die Angebote müssen bis zum Eröffnungstermin über die 
Vergabeplattform „Vergabesatellit Metropole Ruhr“ bei der 
Vergabestelle Bauprojekte eingehen. 
Eröffnungstermin: 

Dienstag, 19.11.2019 um 11:00 Uhr 

Unter Ausschluss der Öffentlichkeit. 
 

Das Ergebnis wird den Beteiligten Bietern nach Öffnung bekanntge-
geben. 
 

Zahlungen erfolgen gem. § 16VOB/B und den Vertragsbedingungen der 
Stadt Hagen. 
 

Hagen, 16.10.2019             Die Fachbereichsleitung 
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